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Die zentralen Ergebnisse vorab 

• Duisburg befindet sich wie die meisten altindustriellen Städte in einer Haushalts-
notlage, die durch eine drohende oder wie im Falle Duisburgs bereits eingetretene 
Überschuldung gekennzeichnet ist. Gleichwohl gibt es auch altindustriell geprägte 
Städte, die sich in einer wesentlich günstigeren Finanzsituation befinden. Dies gilt 
für Bielefeld, Krefeld und Hamm, die ihre Haushalte durch den Rückgriff auf die 
Ausgleichsrücklage ausgleichen konnten. 

• Die schwierigen sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Stadt schlagen 
sich in einer ausgeprägten Steuerschwäche nieder. Duisburgs Steueraufkommen 
je Einwohner beläuft sich im Durchschnitt der Jahre auf etwa drei Viertel der 
durchschnittlichen Steuerkraft der kreisfreien Städte. Die Steuerschwäche wird al-
lerdings weitgehend durch den kommunalen Finanzausgleich kompensiert, so 
dass die primäre Ursache für die dramatische Finanzsituation auf der Ausgaben-
seite zu suchen ist. Hier ist insbesondere auf die besondere Dynamik der Sozial-
leistungen zu verweisen. 

• Der Konsolidierungsbedarf der Stadt Duisburg kumuliert sich ohne Haushaltssi-
cherungskonzept bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums 2013 auf rund 
1 Mrd. € - gemessen an den erforderlichen Haushaltsverbesserungen, die not-
wendig wären, um zumindest wieder ein Eigenkapital von 1 € zu erreichen. 

• Das Konsolidierungsvolumen des Haushaltssicherungskonzept beläuft sich aber 
nur auf 409 Mill. €. Hinzu kommt, dass im Durchschnitt des Planungszeitraums 
weit über ein Drittel der Haushaltsverbesserungen auf politischen Forderungen 
nach Abschaffung des Finanzierungsbeitrages der Gemeinden zur Finanzierung 
der Deutschen Einheit sowie Forderungen nach Ausgleichszahlungen für die 
U3-Betreuung und der Kosten der Unterkunft beruhen. Es handelt sich damit nicht 
um eigene Konsolidierungsanstrengungen. 

• Das Haushaltssicherungskonzept der Stadt Duisburg sieht Einnahmeverbesse-
rungen im Zeitraum 2010 bis 2013 in der Summe von 160,9 Mill. € vor. Im Einzel-
nen handelt sich bei den Maßnahmen um die Erhöhung von Entgelten (Gebühren, 
Eintrittsgelder), die Anhebung von Steuern (Hunde- und Vergnügungssteuer) so-
wie die Veräußerung von Beteiligungen (Klinikum GmbH) und sonstigem Vermö-
gen (Immobilien). Dabei zeigt sich, dass die Entgelte zum Teil nicht rechtzeitig an 
die Kostenentwicklung angepasst wurden.  

• Die Duisburger Stadtverwaltung verspricht sich alleine vom Verkauf eines 
2%-Anteils am Klinikum eine dauerhafte Entlastung des kommunalen Haushalts. 
Hier wäre allerdings zu prüfen, ob nicht ein Abschmelzen der Anteile bis auf die 
Sperrminorität möglich wäre. Ein vollständiger Verkauf der Stadtwerkeanteile 
rechnet sich zurzeit selbst dann nicht, wenn man einen denkbaren Erlös von 
351 Mill. € ansetzt. Die Dividende wäre noch immer höher als die Zinsersparnis 
aus der Rückführung der Kassenkredite. Die RWE-Aktien sollten dagegen ver-
kauft werden, sobald ein angemessener Preis erzielt werden kann. Ein Verkauf 
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der Geschäftsanteile an der Gemeinde-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein 
GmbH (GMVA GmbH) wäre vor dem Hintergrund der verschärften Konkurrenz der 
Verbrennungsanlagen um Müll nochmals einer genaueren Prüfung zu unterzie-
hen. Ein Verkauf der Gebag wurde nicht geprüft, sollte aber auf Grund ihrer Er-
tragsschwäche in Betracht gezogen werden. Ein Verkauf würde einen höheren 
Konsolidierungsbeitrag zum Haushalt leisten als die eingeforderte höhere Divi-
dende. Ein Festhalten an der Gebag lässt sich allenfalls unter wohnungs- und 
städtebaulichen Gesichtspunkten rechtfertigen. 

• Das Haushaltssicherungskonzept sieht bis 2013 in der Summe eine Verringerung 
der Aufwendungen in Höhe von 247,5 Mill. € vor. Es stützt sich dabei auf die Kür-
zung freiwilliger Leistungen, die Kürzung von Aufwendungen durch Leistungsan-
passungen an die demographische Entwicklung, die Kürzung von Personalauf-
wendungen sowie die Auslagerung kommunaler Aufgabenerfüllung. Kritisch zu 
sehen sind die Kürzungen des Kulturangebots für Kinder sowie die Streichung von 
Bildungsangeboten, insbesondere des zweiten Bildungsweges. An einer Kürzung 
der Sportförderung führt kein Weg vorbei. Dabei sollte man in erster Linie an die 
Förderung des Leistungs- und Spitzensports denken, die kaum eine Aufgabe 
kommunaler Selbstverwaltung darstellt. Die Anpassung an demographische Ent-
wicklungen erfolgt vor allem mit Blick auf die sinkenden Schülerzahlen und den 
daraus abgeleiteten Schulschließungen. Das Haushaltssicherungskonzept be-
nennt zwar in diesem Zusammenhang die Einsparungen, aber nicht den nötigen 
Aufwand, um die Schulen einer neuen Nutzung zuzuführen. 

• Das Duisburger Haushaltssicherungskonzept bemüht sich einerseits den gesetzli-
chen Vorgaben gerecht zu werden, indem es durch die Bank die freiwilligen Leis-
tungen kürzt und spezielle Entgelte erhöht. Es nutzt auch weitgehend bestehende 
Spielräume für Steuererhöhungen. Die Veräußerung von Geschäftsanteilen wird 
zumindest geprüft. Kritisch anzumerken ist allerdings, dass ein erheblicher Teil 
der veranschlagten Haushaltsverbesserungen auf politischen Forderungen ge-
genüber dem Bund und dem Land beruhen, nicht jedoch auf eigenen Konsolidie-
rungsbeiträgen. Das Haushaltssicherungskonzept ist zudem weitgehend von fis-
kalischen Überlegungen geprägt - möglicherweise ein Ergebnis des Zeitdrucks. 
Man sollte gleichwohl mehr Aufmerksamkeit der Frage widmen, wie man die Auf-
wendungen mit Blick auf ihre Nachhaltigkeit und Wachstumswirksamkeit neu 
strukturieren und dafür auch die erforderlichen Mittel mobilisieren kann.  
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Übersicht 1  
Haushaltsstatus1 und sozioökonomischer Typus der kreisfreien Städte in Nordrhein-
Westfalen 

Haushaltsstatus 

Städtetyp nach Difu 

Zentraler 
Zukunfts-
standort 

Pros-
perierende 
mittelgroße 

Stadt 

Unauffällige 
mittelgroße 

Stadt 

Alt-
industrielle 
Großstädte 
mit positi-
ven Ent-

wicklungs-
chancen 

Alt-
industrielle 
Problem-

lagen 

Echt ausgeglichener 
Haushalt  
(GO §75, Abs. 2 S.2) 

Bonn, 
Düsseldorf     

Fiktiv ausgeglichener 
Haushalt  
(GO §75 Abs. 2 S.3) 

Aachen, 
Köln, 
Münster 

 Mülheim Bielefeld, 
Krefeld Hamm 

Genehmigte Verringe-
rung der allgemeinen 
Rücklage (GO §75 
Abs.4) 

    
Gelsen-
kirchen 

Haushaltssicherungs-
konzept nicht genehmigt, 
keine drohende Über-
schuldung  
(GO §76 Abs. 1 Ziffer 1 
oder 2) 

   
Dortmund, 
Bochum 

 

Haushaltssicherungs-
konzept nicht genehmigt, 
(drohende) Überschul-
dung 
(GO §76 Abs. 1 Ziffer 3 

 Leverkusen  

Essen, 
Mönchen-
gladbach, 
Solingen, 
Wuppertal 

Duisburg, 
Hagen, 
Herne, 
Ober-
hausen, 
Remscheid 

Eigene Darstellung nach Angaben des Innenministeriums NRW (2010a) und des Difu (2002). 
1Stand 31.12.2009  

Es stellt sich aber die Frage, ob Duisburg bestehende Handlungsspielräume in aus-
reichendem Maße genutzt hat, um Ausgaben und Einnahmen in Einklang zu bringen. 
Eine Antwort hierauf soll im Folgenden durch die Analyse der Duisburger Probleme 
auf der Einnahmen- und der Ausgabenseite gefunden werden. Grundlage der Analyse 
ist ein interkommunaler Längsschnittvergleich. 

2.1. Probleme der Einnahmeseite 
Die schwierigen sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Stadt Duisburg spie-

geln sich auch im Steueraufkommen wider. Das Aufkommen aus dem Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer liegt im unteren Spektrum der kreisfreien Städte. Es weicht 
auffällig vom Median nach unten ab (Schaubild 4). Gründe hierfür sind die relativ hohe 
Arbeitslosigkeit und die Einkommensschwäche der privaten Haushalte. Dies zeigt sich 
u.a. am verfügbaren Einkommen1, das sich 2007 in Duisburg auf 15 722 € je Einwoh-
ner belief. Dies entspricht lediglich 84,5% des Medians der kreisfreien Städte in 
Nordrhein-Westfalen. Das verfügbare Einkommen je Einwohner ist nur in Gelsenkir-
chen (15 624 €) und Hamm (15 690 €) noch niedriger.  

                                                           
1 Primäreinkommen abzüglich geleisteter zuzüglich empfangener Transferzahlungen. 
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2.2. Probleme der Ausgabenseite 

2.2.1 Entwicklung der laufenden Primärausgaben  

Die Primärausgaben stellen die gesamten aktuellen haushaltswirksamen öffentli-
chen Aktivitäten dar. Zinsausgaben berücksichtigen sie nicht, da sie durch Kreditent-
scheidungen der Vergangenheit bestimmt sind. Sie sind also – abgesehen von einem 
effizienten Schuldenmanagement – von den heute Verantwortlichen nicht unmittelbar 
beeinflussbar. Die folgende Analyse stellt auf die laufenden Primärausgaben (also 
ohne Investitionsausgaben) ab, weil sich die Finanzkrise der Städte vor allem in den 
Kassenkrediten widerspiegelt. 

Die laufenden Primärausgaben je Einwohner in den kreisfreien Städten 
Nordrhein-Westfalens sind vom 1995 bis 2007 um 3% p.a. gestiegen (Tabelle 1). Sie 
nahmen in Städten mit drohender oder eingetretener Überschuldung mit 4,4% p.a. 
überdurchschnittlich zu. Städte in einem günstigen sozioökonomischen Umfeld (Zent-
rale Zukunftsstandorte) steigerten ihre laufenden Primärausgaben je Einwohner da-
gegen nur unterdurchschnittlich und zwar um 2,7% p.a. Das überschuldete Duisburg 
mit einer altindustriellen Problemlage liegt mit einer Ausgabensteigerung von 3,3% 
p.a. über dem Durchschnitt der kreisfreien Städte, aber unter dem Durchschnitt der 
Städte in einer Haushaltsnotlage oder der Gruppe der altindustriellen Städte. 

Tabelle 1  
Entwicklung der laufenden Primärausgaben1 der Stadt Duisburg im interkom-
munalen Vergleich 
1995 bis 2007 

Kreisfreie Stadt/Städtegruppe in NRW 

Laufende Primärausgaben 

in € je Einwohner 

Jahres-

durchschnittliche 

Veränderung 1995 2007 

Duisburg 2 043 3 020 3,3 

Städte in einer Haushaltsnotlage2 1 865 3 135 4,4 
Altindustrielle Städte und Problemlagen 1 920 2 971 3,7 

Zentraler Zukunftsstandort 2 042 2 822 2,7 

Kreisfreie Städte 1 789 2 646 3,0 

Eigene Berechnungen nach Angaben des IT.NRW Statistik. – 1Bruttoausgaben des Verwaltungs-
haushalts abzüglich Zinsen. – 2Städte mit nicht genehmigten Haushaltssicherungskonzepten. 

Duisburg hat also seine laufenden Primärausgaben trotz der Haushaltsprobleme 
stärker gesteigert als der Durchschnitt der kreisfreien Städte. Es ist allerdings zu 
fragen, inwieweit diese überdurchschnittliche Ausgabensteigerung auf sozioökonomi-
sche Problemlagen zurückzuführen ist. Dazu bedarf es detaillierterer Analysen, bei 
denen auch zu berücksichtigen ist, dass die Städte in zunehmendem Umfang die 
Wahrnehmung kommunaler Aufgaben in rechtlich unselbständige Einrichtungen 
(Eigenbetriebe) und Eigengesellschaften ausgelagert haben. Von dieser Möglichkeit 
hat auch Duisburg regen Gebrauch gemacht. 

Die größte Position der Ausgaben des Verwaltungshaushalts machte im Jahr 2007 – 
noch in kameralistischer Abgrenzung – mit einem Anteil von 30,4% der sächliche 
Verwaltungs- und Betriebsaufwand aus. Dieser hohe Anteil erklärt sich dadurch, dass 
hierunter auch die Kosten der Unterkunft für SGB II-Leistungsempfänger verbucht 
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interkommunalen Vergleich hat sich die Personalintensität der Stadtverwaltung seit 
1990 den übrigen kreisfreien Städten angenähert, ist aber noch geringer. 

Trotz Personalabbaus sind die Personalausgaben je Beschäftigten in den Kernver-
waltungen der Städte von 1995 bis 2005 gestiegen: in Duisburg um 3,4% p.a. und in 
den kreisfreien Städten (ohne Duisburg) um 2,2% p.a. Dieser Anstieg reflektiert nicht 
nur Tariferhöhungen und steigende strukturelle Kosten (z.B. Beförderungen, Bewäh-
rungsaufstiege, Lebensalterstufen), sondern auch die Versorgungsbezüge der Rent-
ner und Pensionäre2. Dies bedeutet, dass in Duisburg der Personalabbau vorrangig 
über den (Vor-)Ruhestand der Arbeitnehmer erfolgt sein könnte und/oder dass in 
Duisburg die Entgelte strukturell bedingt stärker angestiegen sind als in anderen 
Kommunen. 

Tabelle 2  
Entwicklung der Personalintensität der Stadt Duisburg im interkommunalen 
Vergleich 
1990, 1995, 2000, 2005; Beschäftigte1 pro 1000 Einwohner 

 1990 1995 2000 2005 

Stadtverwaltung 
Duisburg 15,0 17,5 13,7 13,2 
Kreisfreie Städte ohne Duisburg 17,9 17,3 16,4 13,8 

Kernverwaltung 
Duisburg 14,9 17,5 11,4 9,3 
Kreisfreie Städte ohne Duisburg 17,2 15,7 13,0 11,2 

Rechtlich unselbständige Einrichtungen und  
Unternehmen 

Duisburg 0,1 0,0 2,2 3,9 
Kreisfreie Städte ohne Duisburg 0,7 1,6 2,3 2,4 

Eigene Berechnungen nach Angaben des IT.NRW Statistik. -1Zwei Teilzeitbeschäftigte wurden als 
ein Vollzeitbeschäftigter gewertet. 

2.2.3 Sozialleistungen 

Die Leistungen der Sozial- und Jugendhilfe umfassen bis 2004 das klassische 
Spektrum der Sozialhilfe, der Jugendhilfe und der Leistungen für Asylbewerber. Die 
Hilfe zur Pflege wurde in Nordrhein-Westfalen beginnend mit dem Jahre 2001 sukzes-
sive von den Landschaftsverbänden auf die örtlichen Träger der Sozialhilfe übertra-
gen. Dieser Prozess war 2004 abgeschlossen. Die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung wurde 2003 durch Bundesgesetz eingeführt. Beides wirkte ausga-
bensteigernd für die kommunale Ebene. 

Die Entwicklung der Sozialleistungen zeichnet sich in Duisburg durch eine besonde-
re Dynamik aus (Schaubild 10). Die Leistungen je Einwohner nahmen von 1990 bis 
2004 um 4,4% p.a. zu. Die kreisfreien Städte Nordrhein-Westfalens verzeichneten 
dagegen – gemessen am Median – nur einen Anstieg von 2,8% p.a. Selbst die Städte 
in Haushaltsnotlagen wiesen mit 2,6% p.a. einen deutlich geringeren Anstieg auf.  

                                                           
2 Mit der später erfolgten Umstellung auf die Doppik werden allerdings die Versorgungsbezüge 

nicht mehr als Personalausgaben erfasst. An ihre Stelle treten die Pensionsrückstellungen. 
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Tabelle 4  
Das Konsolidierungsvolumen und seine Struktur 

Haushaltsposition 2010 2011 2012 2013 

Erträge in Mill. €  34,0  39,1  41,5  46,3  
Aufwendungen in Mill. €  -22,3  -38,9  -50,4  -58,0  

Personalaufw. In Mill. €  -9,9  -22,2  -29,2  -36,2  

Finanzergebnis in Mill. €  0,0  0,3  0,3  0,3  
Haushaltsentlastung in Mill.€  66,2  100,5  121,4  140,9  

Davon: 

Politische Forderungen in Mill. € 
Entlastungen Sozialpakt 

Zuweisungen U3-Betreuung 

Einforderung höhere Landesbeteiligung 
beim SGBII (eingespartes Wohngeld) 

Einforderung Bundesbeteiligung für 

Kosten der Unterkunft 

 

34,1 
10,6

0,6

8,8

14,2 

 

36,2 
11,8

1,6

8,8

14,2 

 

32,8 
14,0

2,8

8,8

14,2 

 

31,7  
17,6 

4,1 

 
8,8 

 

14,2 
Politische Forderungen in % der 
Haushaltsentlastung 

51,5 36,2 32,8 31,7 

Eigene Berechnungen nach Angaben des Haushaltssicherungskonzepts der Stadt Duisburg. 

3.2. Einnahmeverbesserungen 
Die Gemeinden sind grundsätzlich gehalten, ihre Aufwendungen vorrangig durch 

spezielle Entgelte und nachrangig durch Steuern zu finanzieren. Dabei ist allerdings 
zu beachten, dass die Höhe der Entgelte nicht von der Inanspruchnahme der jeweili-
gen Leistung abschrecken sollte. Auch bei der Aufstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzeptes ist deshalb in erster Linie zu prüfen, inwieweit die Erhöhung spezieller 
Entgelte zur Haushaltskonsolidierung beitragen kann. Bei Vermögensveräußerungen 
müssen die Auswirkungen auf die kommunale Aufgabenerfüllung geprüft werden. 
Geht man davon aus, dass die Erlöse der Vermögensveräußerungen komplett zum 
Abbau von Schulden eingesetzt werden, müssen die zukünftig geringeren Zinsbelas-
tungen einem möglicherweise höheren Aufwand für die Vergütung der „extern“ er-
brachten Leistungen gegenübergestellt werden. 

3.2.1 Spezielle Entgelte 

Die geplante Anhebung spezieller Entgelte und ihre Begründung (Übersicht 2) legen 
offen, dass ihre rechtzeitige Anpassung an die Kostenentwicklung vielfach versäumt 
worden ist. Eine rechtzeitige Erhöhung hätte nicht nur die Defizite aus dem laufenden 
Betrieb reduziert, sondern auch dazu beigetragen, die Infrastruktur zu erhalten. 
Instandhaltungsrückstände wären möglicherweise nicht entstanden und damit Kosten 
vermieden worden. 

Die Erhöhung spezieller Entgelte erfolgt zum großen Teil direkt, aber auch indirekt, 
indem der sog. Öffentlichkeitsteil reduziert wird (Straßenreinigung), neue Gebühren-
tatbestände eingeführt (z.B. Stadtarchiv) oder bestehende erweitert werden (z.B. 
Parkraumbewirtschaftung). Die Entgelterhöhungen führen in der Mehrzahl der Maß-
nahmen nur zu kleineren Mehrerlösen. Alleine die Anhebung der Gebühren  
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Übersicht 2  
Erhöhung von Gebühren, Entgelten und Eintrittspreisen 
2010 bis 2013; in 1 000 € 

Maßnahme Erläuterung 
2010 2011 2012 2013 

in Mill. € 

Rettungsdienst-
gebühren 

Unveränderte Zahl der 
Rettungseinsätze 900 1 200 1 200 1 200 

Brandschau 
Anpassung an gestiege-
ne Produktkosten seit 
2003 

7 28 28 28 

Parkgebühren 

Anpassung an Entgelt in 
Parkhäuser 
Ausweitung Parkraum-
bewirtschaftung 

 
300 
400 

300 
400 

300 
400 

Gebührentatbestände 
Sondernutzung 

 180 360 360 360 

Anerkennungsgebühr 
Fernwärme 

   380 380 

Verwaltungsgebühren 
Stadtarchiv 

Erhöhung der Gebühren 
um 10 bis 15%; 
Einführung neuer 
Gebührentatbestände 

 3 3 3 

Straßenreinigungs-
gebühren 

Abrechnung Kleingärten 
Erhöhung Öffentlich-
keitsanteil 

 120 120 120 

Schlachthof-
gebühren 

Zukünftig kostendeckend 100 100 100 100 

Schauspiel (Theater) 
Anhebung der Eintritts-
preise um durchschnitt-
lich 10% p.a. 

6 20 34 49 

Duisburger 
Philharmonie 

Anhebung der Eintritts-
preise um durchschnitt-
lich 10% p.a. 

14 51 93 122 

Niederrheinische 
Kunst- u. Musikschu-
le 

Erhöhung der Kursge-
bühren     

Bäder 

Erhöhung der Eintritts-
preise um 20%; letzte 
Erhöhung vor acht 
Jahren; Rückgang der 
Besucherzahlen um 
6,9% erwartet 
Anhebung der Nut-
zungsentgelte für 
Vereine um 15-20%, 
letzte Anpassung 1987 

117 
 
 
 
 

8 

155 
 
 
 
 

8 

155 
 
 
 
 

8 

155 
 
 
 
 

8 

Sportstätten 
Anhebung der Nut-
zungsentgelte (erste seit 
zehn Jahren) 

300 300 300 300 

Hallen 
Erhöhung der Nutzungs-
entgelte mit erweiterten 
Rabatten für Vereine 

 43 43 43 

Insgesamt  1 632 3 088 3 524 3 568 

Eigene Darstellung nach Angaben der Stadt Duisburg. 
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für den Rettungsdienst erbringt einen nennenswerten Betrag von 1,2 Mill. €. Insge 
samt ist der Beitrag der Gebührenerhöhung zur Haushaltskonsolidierung mit nicht 
einmal 3% des Konsolidierungsvolumens eher gering.  

Es ist zudem unklar, wie belastbar die Schätzungen der Mehreinnahmen sind. So 
stellt sich die Frage nach den Reaktionen der Besucher und Nutzer. Dieser Aspekt 
wird alleine bei der Anhebung der Eintrittsgelder für die öffentlichen Bäder explizit 
erörtert und berücksichtigt. In anderen Bereichen finden sich dazu keine Hinweise, in 
manchen ist es offensichtlich, dass man von unveränderten Besucherzahlen (z.B. 
Schauspiel) oder Inanspruchnahmen (Rettungsdienst) ausgeht.  

Die kulturellen Einrichtungen und deren Finanzierung sind ein Schwerpunkt der ge-
genwärtigen politischen Auseinandersetzung um die Konsolidierung insbesondere der 
kommunalen Haushalte. Theaterschließungen (z.B. in Wuppertal) oder substantielle 
Kürzungen der städtischen Zuwendungen (z.B. pauschale Kürzung um 30% in Köln) 
werden kontrovers diskutiert. Die Kultur ist nicht nur deshalb in den Blick der Haushäl-
ter geraten, weil es sich hier um freiwillige Leistungen handelt. Der Betrieb öffentlicher 
Theater (Musiktheater, Ballett und Schauspiel) erfordert erhebliche Betriebskostenzu-
schüsse. So ist angesichts der dramatischen Finanzlage Duisburgs zu diskutieren, ob 
man einen Besucher des Musiktheaters oder des Balletts mit 140,82 €3 je Besucher 
(Spielzeit 2007/2008) bezuschussen sollte. Darin enthalten sind noch nicht die Be-
triebskosten des Theaters. Der Theaterbetrieb einschließlich Schauspiel benötigte 
weitere Zuschüsse von 44,64 € je Besucher. Die Philharmonischen Konzerte und 
Kammerkonzerte wurden 2008 mit 87,12 € je Besucher subventioniert. Insgesamt 
beliefen sich die Zuschüsse für Oper und Ballett, Schauspiel sowie Philharmonie auf 
128 € je Besucher. Ein interkommunaler Vergleich gestaltet sich zwar auf Grund der 
unterschiedlichen Angebote und Organisationsformen schwierig. Einen Anhaltspunkt 
liefert zumindest die Theaterstatistik des Deutschen Bühnenvereins: Danach liegt der 
Zuschussbedarf je Besucher in Duisburg eher im oberen Bereich des Spektrums 
(Tabelle 5). 

Tabelle 5   
Zuschussbedarfe kommunaler Theater im interkommunalen Vergleich 
Saison 2007/2008 

 
Duisburg1 

Städte mit 
500 000 -
1 000‘000

Einwohner2 

Städte mit 
200‘000 –
 500 000

 Einwohner‘2 

Städte 
 in 

 NRW2 

In € je Besucher 

Zuschuss je 
Besucher 

128,05 120,17 112,22 106,63 

Stadt Duisburg und Deutscher Bühnenverein/Bundesverband der Theater und Orchester 2008. 
1Eigene Berechnungen nach Angaben der Stadt Duisburg. Vergleichbarkeit eingeschränkt, da der 
Zuschussbedarf nicht exakt der Saison zugerechnet werden kann. 2Angaben des Deutschen 
Bühnenvereins/Bundesverbands der Theater und Orchester. 

                                                           
3 Darin enthalten sind die Kosten der Dienstleistungen der Duisburger Philharmoniker. 
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Wirtschaftliches Ziel sollte es sein, die Erlöse je Besucher zu steigern. Höhere 
Durchschnittserlöse sind auf zweierlei Weise zu erreichen: durch eine höhere Auslas-
tung und/oder eine Erhöhung der Eintrittspreise. Die Stadt Duisburg will die Kostende-
ckung durch eine pauschale Anhebung der Eintrittspreise für das Schauspiel und die 
Philharmonie verbessern. Sie sollen in den kommenden Jahren jeweils um 10% p.a. 
angehoben werden.  

Vor pauschalen Preiserhöhungen sollte man allerdings die Einführung neuer Tarif-
systeme prüfen. So wäre eine stärkere Preisdifferenzierung nicht nur zwischen den 
Sparten (Musiktheater, Schauspiel), sondern innerhalb der Sparten wünschenswert. 
Die Preisgestaltung sollte sich stärker an den individuellen Produktionskosten der 
einzelnen Aufführungen ausrichten. Damit würde zugleich ein stärkerer Anreiz für die 
einzelnen Inszenierungen gesetzt, die Produktionskosten zu senken. Die gegenwärti-
gen Ermäßigungen von 50% auf allen Plätzen sollte überdacht werden. Statt dessen 
könnten kostengünstigere Plätze vorgehalten und Restkarten – wie anderswo üblich – 
ab einem bestimmten Zeitpunkt (z.B. an der Abendkasse) stark verbilligt abgegeben 
werden.  

Im Haushaltssicherungskonzept wird zudem unterstellt, dass die vorgeschlagenen 
Preiserhöhungen zu keinem Besucherrückgang führen. Diese Annahme ist recht 
optimistisch. Dabei sollte das Ziel einer höheren Auslastung nicht aus dem Auge 
verloren werden (Tabelle 6). Dazu beitragen könnten auch generelle Preissenkungen 
oder Rabatte bei sich abzeichnender geringer Auslastung.  

Mit Blick auf die zukünftige Auslastung ist die Streichung der Zuschüsse für das Ju-
gendtheater kritisch zu sehen; zudem bedeuten diese Ausgaben wichtige Bildungsin-
vestitionen, auf die in Zukunft eher ein stärkeres Gewicht gelegt werden sollte.  

Tabelle 6  
Kapazitätsauslastung des Duisburger Theaters im interkommunalen Vergleich 
Saison 2007/2008 

 
Duisburg 

Städte mit 
500‘000 -
1 000‘000

Einwohner 

Städte mit
200‘000 –
 500 000

 Einwohner‘ 

Städte 
 in 

 NRW 

Oper 71,0 77,6 68,6 71,0 

Ballett 75,6 77,7 65,2 69,5 

Operette 92,0 76,3 68,1 75,1 

Nach Angaben Deutscher Bühnenverein/Bundesverband der Theater und Orchester (Hrsg.) 
(2008). 
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3.2.2 Steuern 

Gemeinden in der Haushaltssicherung sind von der Bezirksregierung gehalten, die 
Hebesätze der Realsteuern anzuheben, sofern diese unter dem Landesdurchschnitt 
ihrer jeweiligen Gemeindegrößenklasse liegen (Innenministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen: 32). Dies trifft auf Duisburg nicht zu. Die Stadt Duisburg beab-
sichtigt auch nicht, die Hebesätze für die Realsteuern anzuheben. Ihre steuerlichen 
Maßnahmen beschränken sich auf eine Erhöhung der Hundesteuer sowie der Ver-
gnügungssteuer.  

3.2.2.1 Realsteuern 

Duisburg zählt zu denjenigen kreisfreien Städten, die mit die höchsten Hebesätze für 
die Gewerbesteuer festgesetzt haben. Dies gilt auch für die Städte, deren Haushalts-
konzept nicht genehmigt wurde und die bereits überschuldet sind bzw. denen eine 
Überschuldung droht (Schaubild 14). Düsseldorf und Krefeld, zwei Nachbarstädte, 
haben zudem einen deutlichen niedrigeren Hebesatz. Die Duisburger Politik dürfte 
damit die bestehenden Gestaltungsspielräume bei den Hebesätzen der Gewerbe-
steuer ausgeschöpft haben.  

Das Aktionsbündnis „Raus aus den Schulden“ schlägt einen Konsolidierungsbeitrag 
der Bürger und der Wirtschaft in überschuldeten Städten vor, der z.B. in einer tempo-
rären Grundsteuererhöhung bestehen könnte.  Duisburg zieht eine Erhöhung der 
Grundsteuer nicht in Erwägung, obwohl es dem Aktionsbündnis angehört. Dies ist 
angesichts der interkommunalen Konkurrenz und den anhaltend negativen Wande-
rungssalden verständlich. Die Hebesätze der Grundsteuer B liegen wesentlich enger 
beieinander als bei der Gewerbesteuer (Schaubild 15). Dabei sind es auch hier vor 
allem die Städte mit einer Haushaltsnotlage, die die höchsten Hebesätze festgesetzt 
haben. Dazu zählt auch Duisburg. Man kann also auch hier nicht davon sprechen, 
dass bestehende steuerpolitische Handlungsspielräume nicht ausgenutzt worden 
sind. 

3.2.2.2 Hundesteuer 

Die Steuersätze für die Haltung des ersten und zweiten Hundes liegen in Duisburg 
zurzeit noch unterhalb des Medians der kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen. 
Besondere Steuersätze für als gefährlich angesehene Hunderassen (sog. Anlagehun-
de) gibt es in Duisburg nicht (Übersicht 3). Die Gemeindeprüfungsanstalt hat deshalb 
empfohlen, die Hundesteuersätze um 10% anzuheben. Das Haushaltssicherungskon-
zept sieht eine Erhöhung für den ersten Hund von 114 auf 132 € (+15,8%), für den 
zweiten Hund von 132 auf 168 € (+27,3%) sowie jeden weiteren Hund von 150 € auf 
192 € (+28%) vor. Davon erhofft man sich Mehreinnahmen von 400 000 €.  
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Die Betreiber sehen durch die Erhöhungen – anderswo belaufen sich die Steuersät-
ze mittlerweile auf 19% (z.B. Stuttgart) – ihre wirtschaftliche Grundlage bedroht. In 
Nordrhein-Westfalen spricht man inzwischen von einer Klagewelle gegen die Erhe-
bung der Vergnügungssteuer an sich oder zumindest gegen die Höhe der Steuersät-
ze. Es ist deshalb auch mit juristischem Widerstand gegen die Erhöhung zu rechnen. 
Dies erhöht den Aufwand und führt möglicherweise zu Verzögerungen bei der Erhe-
bung. Ob die anvisierten 700 000 € Mehreinnahmen pro Jahr realisiert werden kön-
nen, ist allerdings nicht nur deswegen zu hinterfragen. Es ist unklar, ob bei der Schät-
zung der erwarteten Mehreinnahmen auch mögliche Rückgänge bei den Einspieler-
gebnissen berücksichtigt wurden. Schließlich verfolgt die Vergnügungssteuer auch 
den Zweck, die übermäßige Verbreitung von Spielhallen bzw. von Geldspielautomati-
on zu verhindern. 

Übersicht 4  
Vergnügungssteuersätze für Spielautomaten 
Stand 20. März 2009 

Kreisfreie Stadt 
                                          Steuersätze in % (Einwurfsteuer) 

Spielhallen Gastronomie 

Aachen 10 8 
Bielefeld 12 12 
Bochum 5,5 5,5 
Bonn 12 12 
Bottrop 13 13 
Dortmund 5,5 Spieleanzahl x Preis pro Spiel 
Duisburg 13 13 
Düsseldorf 9 5 
Essen 12 10 
Gelsenkirchen 14 14 
Hagen 10 6 
Hamm 10 10 
Krefeld 12 12 
Köln 13 13 
Leverkusen 10 10 
Mülheim 15 15 
Münster 12 12 
Mönchengladbach 13 13 
Oberhausen 13 13 
Remscheid 11 11 
Solingen 13 11 
Wuppertal 12 12 

Krüger Automaten Vergnügungssteuer-Datenbank (Abfrage vom 28. Februar 2010). 

Es ist auch darüber nachzudenken, ob man dem Beispiel anderer Städte (Köln, 
Oberhausen, Dorsten) folgt und den Kreis der Steuerpflichtigen auf Bordelle erweitert. 
Köln hat damit zuletzt ein Aufkommen von 782 000 € erzielt, Oberhausen von 
175 000 €. Das Aufkommen könnte es u.a. auch ermöglichen, das Basisangebot 
„Aids- und Prostituiertenberatung“ entgegen der Haushaltssicherungsmaßnahme 
aufrecht zu erhalten. 
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3.2.3 Konsolidierungsbeiträge der städtischen Beteiligungen und des sonstigen 
Vermögens 

Einige Städte haben ihre Schulden abgebaut, indem sie Beteiligungen verkauft ha-
ben. Hierbei handelt es sich zumeist um Beteiligungen an Energiekonzernen (z.B. der 
Verkauf von RWE-Aktien in Krefeld), Anteile an den Stadtwerken (z.B. Düsseldorf) 
oder kommunale Wohnungsbaugesellschaften (z.B. Dresden). Voraussetzung hierfür 
ist, dass die in Rede stehenden Aktiva für die Aufgabenerfüllung nicht mehr zwingend 
in kommunaler Hand sein muss. Ein Verkauf ist zudem nur sinnvoll, wenn die damit 
erzielten Erlöse zum Schuldenabbau eingesetzt werden und nicht zum Ausgleich des 
laufenden Haushalts. Daraus folgt unmittelbar ein weiteres Kriterium: Ein Verkauf 
lohnt sich nur, wenn die Zinsersparnisse auf Grund des Schuldenabbaus größer sind 
als die entgangenen Erträge aus Vermögen. Die Stadt Duisburg hat den Verkauf ihrer 
RWE-Aktien, weiterer 2% der Geschäftsanteile am Klinikum Duisburg GmbH, der 
Geschäftsanteile an der Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH 
(GMVA GmbH) sowie von 9.9% der Aktien der Stadtwerke Duisburg geprüft. Der 
Konsolidierungsbeitrag der Erlöse wurde auf der Grundlage von einem Kassenkredit-
satz von 2,15% errechnet.  

Die Stadt könnte zurzeit mit dem Verkauf ihrer RWE-Aktien etwa 10,2 Mill. € erlösen. 
Der Konsolidierungsbeitrag beliefe sich auf rund 219 Tsd. €. Dem stehen erwartete 
Dividendenzahlungen von 621 Tsd. € gegenüber. Einen Verkauf rechnet sich also 
derzeit nicht, sollte aber angestrebt werden.  

Die Duisburger Stadtverwaltung kommt auch zu dem Ergebnis, dass sich ein Ver-
kauf eines Anteils von 9,9% der Stadtwerke-Aktien nicht rechnet. Genauere Angaben 
zu den erwarteten Erlösen werden allerdings nicht gemacht. Eine kommunale Investo-
rengemeinschaft hat vor kurzem die Thüga von der EON für 2,9 Mrd. € gekauft. Sie 
hat damit das 13,5-fache des Gewinns von 215 Mill. € bezahlt (Top Tarif Internet 
GmbH 2009). Diese Relation zu Grunde gelegt, könnten 351 Mill. € erlöst werden. Der 
Konsolidierungsbeitrag wäre mit 7,5 Mill. € Zinsersparnisse aber immer noch deutlich 
niedriger als die entgangenen Dividendenzahlungen von 26 Mill. €. Dabei sind etwaige 
steuerlichen Folgen der Veräußerung  noch nicht berücksichtigt. 

Die Geschäftsanteile an der GMVA GmbH wurden den Wirtschaftsbetrieben Duis-
burg AöR übertragen und dort mit 55,2 Mill. € in der Bilanz aktiviert. Dies entspricht 
zurzeit dem 13,8-fachen der erwarteten Dividende von 4 Mill. €, eine realistische 
Bewertung. Ein Verkauf leistete damit einen Konsolidierungsbeitrag von 1,2 Mill. € 
p.a., deutlich weniger als der entgangene Kapitalertrag. Vor dem Hintergrund eines 
verschärften Wettbewerbs der Verbrennungsanlagen um Müll sollten hier noch einge-
hendere Analysen vorgenommen werden. 

Die städtische Prüfung möglicher Anteilsverkäufe kommt letztlich zu dem Ergebnis, 
dass lediglich der Verkauf weiterer Anteile am Klinikum zu einem positiven Effekt für 
den Haushalt führen kann. Der Verkaufserlös von 10,1 Mill. € würde danach den 
Haushalt dauerhaft um ca. 217 Tsd. € p.a. entlasten. Dies wäre nach den aktuellen 
Erwartungen deutlich mehr als die entgangenen Gewinnanteile. Es stellt sich deshalb 
die Frage, warum die Stadt nicht weitere der Geschäftsanteile verkaufen will. Ein 
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Argument ist, dass die Stadt eine Sperrminorität von einem Drittel halten will. Dies ist 
ein nachvollziehbares Argument. Es sollte aber nach Möglichkeiten gesucht werden, 
die Geschäftsanteile auf ein Drittel abzubauen. Angesichts des regionalen Kranken-
hausmarktes in Duisburg (mehrere kirchliche Anbieter), aber auch im Ruhrgebiet, 
kann man den Rückgang des kommunalen Einflusses vertreten. Eine marktbeherr-
schende Stellung des Klinikums ist nicht zu erwarten. Buchverluste wären vertretbar, 
da sie einmalig wären. Die Sicherung der Liquidität und die Gewinnung finanzwirt-
schaftlicher Handlungsspielräume sollten hier Vorrang haben. 

Die Stadt hat den Verkauf eines weiteren nennenswerten Vermögenswertes nicht 
geprüft: den Verkauf der städtischen Baugesellschaft Gebag. Die Gebag gibt ihre 
Eigenkapitalrendite seit Jahren mit 3% an. Dies entspricht noch nicht einmal der 
Renditebegrenzung von 4%, die man ehemals den gemeinnützigen Wohnungsgesell-
schaften gesetzt hat. Mittlerweile haben sich die Anforderungen an die Eigenkapital-
rendite auch seitens der kommunalen Eigentümer deutlich erhöht. Eine Befragung 
u.a. von 135 kommunalen Wohnungsunternehmen ergab, dass seitens der Eigentü-
mer von 33 Unternehmen eine bestimmte Kapitalrendite erwartet wurde: in 54% der 
Fälle von 5% und mehr, in 18% der Fälle sogar eine Rendite von mehr als 10% (Loh-
se, Pfnür 2008: 29f.). Es sollte geprüft werden, ob die Gebag zu einem angemesse-
nen Preis veräußert werden könnte. Bei einer erwarteten Gewinnausschüttung von 
500 Tsd. € in 2013 müsste mindestens ein Verkaufserlös von 23,3 Mill. € erzielt wer-
den. Das Eigenkapital beläuft sich aber bereits auf 55 Mill. €. In die Überlegungen 
wäre aber auch einzubeziehen, welchen Beitrag das Unternehmen zur Versorgung 
von Haushalten mit Marktzugangsschwierigkeiten sowie zum Wohnumfeld und zur 
Stadtentwicklung leistet. Der Wohnungsbericht der Stadt Duisburg stellt dazu einer-
seits fest, dass die befürchteten negativen Folgen von Privatisierungen nicht aufgetre-
ten sind; andererseits seien viele Haushalte trotz des aktuell entspannten Woh-
nungsmarkts auf die Hilfe der Kommunen angewiesen. Die kommunalen Wohnungs-
anbieter übten zudem als institutionelle Anbieter einen großen Einfluss auf die Stadt-
entwicklung aus Stadt (Duisburg 2009b). Eine höhere Eigenkapitalrendite wäre auf 
jeden Fall anzustreben. 

Es wird vorgeschlagen, das Theater am Marientor sowie das Tectrum zu verkaufen. 
Das Theater am Marientor wurde ursprünglich als Musicaltheater gebaut. Der Veran-
stalter scheiterte aber letztlich mit der Etablierung eines dauerhaften Angebotes, 
sodass die Stadt das Theater übernahm und als Veranstaltungsstätte vermarktete. Ein 
kostendeckender Betrieb war bislang nicht möglich. Ausgleichszahlungen von zurzeit 
1,2 Mill. € p.a. sind erforderlich. Diese entfielen bei einer Schließung mit anschließen-
dem Verkauf. Der Verkaufserlös – man erwartete zuletzt etwa 10 Mill. € – stünde 
allerdings der DBV und der Stadt vermutlich nicht in vollem Umfange zur Verfügung. 
Es besteht die Gefahr von Steuernachzahlungen in Höhe von etwa 3 Mill. €, da das 
Finanzamt geltend gemachte Gebäudeabschreibungen und Vorsteuerabzüge nicht 
anerkennen will. Außerdem ist die Gesellschaft buchmäßig mit 9,3 Mill. überschuldet. 
Dies ist allerdings das Ergebnis der Inanspruchnahme einer steuerlichen Vergünsti-
gungsvorschrift, die ebenfalls strittig ist. Dieser buchmäßigen Überschuldung steht 
eine ausreichende Rücklage gegenüber. 
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Technologiezentren wurden als Instrument der Wirtschaftsförderung insbesondere 
für Existenzgründer errichtet, so auch das Tectrum. Sein Verkauf wird angestrebt, weil 
die Stadt den Verlustausgleich von zurzeit 647 000 nicht mehr tragen will. Dies wirft 
die Frage nach dem Erfolg des Technologiezentrums auf. Damit Fördergelder nicht 
zurückgezahlt werden müssen, soll der Verkauf erst ab 2014 erfolgen.  

Die Stadt versucht zudem, ihre Eigengesellschaften, Eigenbetriebe und Anstalten 
öffentlichen Rechts zu einer größeren Wirtschaftlichkeit anzuhalten. Ziel ist es, höhere 
Erträge aus ihren Beteiligungen zu erzielen bzw. die Betriebskostenzuschüsse zu 
senken. Beispiele hierfür sind das Zukunftsprogramm 2012 des DVV-Konzerns, das 
die Ertragskraft stärken soll, sowie erhöhte Dividendenforderungen gegenüber dem 
Klinikum Duisburg GmbH, der Gebag, dem Frischekontor, GMVA sowie dem Duisbur-
ger Hafen. Dabei sollte man – wie bereits erläutert - insbesondere einen höheren 
Beitrag der Gebag einfordern. 

3.3. Kürzung der Aufwendungen 

Die Aufwendungen der Stadt Duisburg belaufen sich in den Jahren 2008 bis 2013 
auf etwa 1,4 Mrd. € p.a. Schaubild 16 zeigt, dass die Transferaufwendungen mit 
etwas mehr als einem Drittel der gesamten Aufwendungen die wichtigste Aufwandsart 
darstellen. Sie setzen sich zusammen aus den Sozialtransfers (über ein Drittel der 
Transferaufwendungen), den Zuweisungen und Zuschüssen für laufende Zwecke (ein 
Drittel), den allgemeinen Umlagen (ein Viertel) sowie den Aufwendungen wegen 
Steuerbeteiligung (ein Zwanzigstel) (Tabelle 7). Der Personalaufwand stellt die zweit-
größte Position dar, gefolgt von den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen. 
Dabei ist zu beachten, dass die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen auch 
die Kosten der Unterkunft für SGB II-Leistungsempfänger beinhalten. Den Zinsen und 
sonstigen Finanzaufwendungen kommt eine größere Bedeutung zu als den bilanziel-
len Abschreibungen. 

Die Stadt hat keinen Einfluss auf die allgemeinen Umlagen sowie die Aufwendungen 
wegen Steuerbeteiligung. Damit entziehen sich etwa 30% der Transferaufwendungen 
einer politischen Gestaltung durch die Stadt Duisburg. Duisburg hat dagegen einen 
begrenzten Gestaltungsspielraum bei den Sozialtransfers, der sich auf das Wie be-
zieht. Die Zuweisungen und Zuschüsse können zum Teil von der Stadt in Eigenver-
antwortung gestaltet werden (freiwillige Zuschüsse an Sportvereine), zum Teil beste-
hen aber auch hier gesetzliche Vorgaben (z.B. Betriebskostenzuschüsse an Kinderta-
geseinrichtungen). 

Das Haushaltssicherungskonzept der Stadt Duisburg setzt vor allem auf die Kürzung 
freiwilliger Leistungen, die Kürzung von Aufwendungen durch Leistungsanpassungen 
an die demographische Entwicklung sowie die Kürzung der Personalaufwendungen. 
Weitere Ansatzpunkte sind die Jugendhilfe sowie die Auslagerung kommunaler Auf-
gabenerfüllung in Eigenbetriebe. 
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Tabelle 7  
Transferaufwendungen der Stadt Duisburg 
2008 bis 2013 

Transferart 
2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mill. € 
Zuweisungen und Zuschüsse 
für laufende Zwecke 164,9 154,0 166,4 161,6 159,4 160,9 

Sozialtransfers 167,1 162,4 177,7 179,6 181,0 182,7 
Aufwendungen wegen 
Steuerbeteiligung 33,9 21,7 21,0 23,6 28,0 35,6 

Allgemeine Umlagen 124,7 126,9 125,2 109,8 114,1 120,9 

Transferaufwendungen 490,6 465,0 490,3 474,6 482,5 500,1 

 in % der Transferaufwendungen 
Zuweisungen und Zuschüsse 
für laufende Zwecke 33,6 33,1 33,9 34,0 33,0 32,2 

Sozialtransfers 34,1 34,9 36,2 37,8 37,5 36,5 
Aufwendungen wegen 
Steuerbeteiligung 6,9 4,7 4,3 5,0 5,8 7,1 

Allgemeine Umlagen 25,4 27,3 25,5 23,1 23,6 24,2 

Quelle: Eigene Berechnungen und Angaben der Stadt Duisburg (2010a). 

An einer Kürzung der Sportförderung wird kein Weg vorbeiführen, alleine schon 
deshalb, weil es sich hier um eine freiwillige Aufgabe handelt. Dabei wäre etwa in 
erster Linie an die Förderung des Leistungs- und Spitzensports zu denken (2008: 
etwa 120 Tsd. €)4, die kaum eine Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung darstellt. 
Warum soll der Steuerzahler den FCR Duisburg (Frauenfußballer), den DSV 98 
(Wasserballer) oder die RESG Walsum (Rollhockey) finanziell unterstützen? Eine 
Vereinfachung und Pauschalierung des Zuweisungssystems wäre zudem 
wünschenswert. 

3.3.2 Anpassungen an die demographische Entwicklung 

Duisburg ist eine schrumpfende Stadt, zum einen durch Wanderungsverluste, zum 
anderen durch einen Sterbeüberschuss. Dies wirft die Frage nach notwendigen 
Anpassungen der Infrastruktur auf. Diese hängt davon ab, ob es sich um Netzwerk- 
oder Punktinfrastrukturen handelt. Netzwerkinfrastrukturen sind nahezu ausschließlich 
für einen Zweck nutzbar, Punktinfrastrukturen können dagegen veränderten Bedarfen 
eher angepasst werden. Dies gilt z.B. für Schulgebäude, die zu Wohn- oder 
Bürogebäuden umgebaut werden können (Loeffelholz und Rappen 2002: 18). 

Das Haushaltssicherungskonzept geht davon aus, dass bereits heute Grund- und 
Hauptschulen sowie Real- und Gesamtschulen einen übermäßigen Flächenverbrauch 
angesichts rückläufiger Schülerzahlen aufweisen. So sollen acht Grundschulen, 5 
Hauptschulen (später nochmals 6), zwei Realschulen, zwei Förderschulen, zwei 
Berufskollegs und eine Gesamtschule geschlossen werden. Unbestreitbar ist, dass 
angesichts der absehbaren Entwicklung der Schülerzahlen die Schließung von 
Schulstandorten erforderlich ist. Im Einzelfall ist allerdings strittig, ob es wirklich einen 
Flächenüberhang gibt. 

                                                           
4 Eigene Berechnungen nach Angaben DuisburgSport (2008). 
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Unabhängig davon ist die Schließung einer Schule nicht nur mit geringeren 
(Personal-)Aufwendungen verbunden. Die weitere Eigennutzung oder Vermarktung 
erfordert Aufwendungen, z.B. für notwendige Umbauten. Damit bleibt das Vermögen 
zwar erhalten, aber diese Ausgaben mindern die Ersparnisse aus der Schließung. 
Dies wird im Haushaltssicherungskonzept noch nicht berücksichtigt. 

Kritisch anzumerken ist, dass die Frage nach einem erforderlichen Umbau der 
Infrastruktur wegen der zunehmenden Alterung der Bevölkerung nicht berücksichtigt 
wird. Die Nachfrage nach kommunalen Infrastrukturleistungen (Theater, 
Badeanstalten, Grünflachen, Sportstätten usw.) wird neben weiteren Faktoren auch 
vom Alter der Haushaltsmitglieder bestimmt.  

3.3.3 Kürzung der Personalaufwendungen  

Die Stadt Duisburg kann im interkommunalen Vergleich der Personalintensität be-
stehen (Schaubild 17). Sie beschäftigte 2007 13,4 Arbeitnehmer auf 1000 Einwohner. 
Dies entspricht dem Median der Personalintensität der kreisfreien Städte 
Nordrhein-Westfalens. Auffällig ist, dass Duisburg offensichtlich in stärkerem Maße 
Aufgaben und Personal auf rechtlich unselbständige Einrichtungen ausgelagert hat 
und dafür in der Kernverwaltung relativ weniger Personal beschäftigt. Insoweit ist der 
Bedeutungsverlust des Personaletats im Kernhaushalt in der Tat nur u.a. auf bisherige 
Sparbemühungen zurückzuführen. 

Die Stadt will die Personalkosten weiter senken, indem sie vor allem die altersbe-
dingte Personalfluktuation für den weiteren Stellenabbau nutzen will. Dies eröffnet im 
aktuellen Planungszeitraum einen Handlungsspielraum von 160 Stellen pro Jahr. 
Dieser steigt ab 2015 auf Grund der zunehmenden Alterung der Beschäftigten merk-
lich an. Dabei ist es grundsätzlich richtig, diesen Spielraum sowohl zur Reduzierung 
des Personals  als auch zu der notwendigen Gewinnung neuer Mitarbeiter zu nutzen. 
Die punktuellen personalpolitischen Maßnahmen der Fachbereiche sowie Umorgani-
sationen können im vorgegebenen Rahmen nicht bewertet werden. Dazu fehlt es 
auch an detaillierteren Informationen. 

Die notwendige Haushaltskonsolidierung erhöht den Druck, die Verwaltung zu mo-
dernisieren. Dies führt zwangsläufig zu einem Personalüberhang, zumindest wenn 
Entlassungen ausgeschlossen werden. Die Lösung wird in der Schaffung interner 
Vermittlungsmärkte gesehen, wie es auch die Aufgabe des sog. Duisburger Fachkräf-
teservice ist. Der Fachkräfteservice soll eingerichtet werden für Mitarbeiter, die als 
Folge des Wegfalls von Aufgaben freigesetzt werden. Er soll notwendige Weiterbil-
dung ermöglichen, Personal für vorübergehende Aktionen bereitstellen und die zu-
geordneten Mitarbeiter wieder auf Stellen in die Verwaltung zurückvermitteln. Freie 
Stellen sollen vorrangig mit diesen Mitarbeitern besetzt werden.  

Ähnlich Konzepte wurden bereits in vielen Bundesländern umgesetzt, so auch in 
Nordrhein-Westfalen (Personaleinsatzmanagement), aber auch auf kommunaler 
Ebene. Erfolgsvoraussetzungen sind das Vorhandensein einer kritischen Masse sowie 
das Vertrauen der Mitarbeiter. So ist zu fragen, ob das Potential ausreicht, um einen 
Ausgleich zwischen Bereichen mit Personalabbau und Bereichen mit Personalbedarf 
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die Haushaltsansätze der Ämter/Betriebe entsprechend vorab gekürzt. Die Kostenvor-
teile resultieren aus einem effizienteren Ablauf der Beschaffung sowie der Einkaufs-
macht. Dafür hätte es allerdings nicht unbedingt einer Auslagerung bedurft. Ein Zent-
raler Einkauf in der Kernverwaltung könnte diese Vorteile auch realisieren.  

Von der Auslagerung der städtischen Immobilien auf die IMD und ihre Rückmietung 
durch die Stadt, erwartet man einen Druck auf die Ämter, weniger Büroraum in An-
spruch zu nehmen. Ein gängiges Verfahren in der Privatwirtschaft, das dort mit Erfolg 
praktiziert wird. Der Erfolg für die Stadt Duisburg hängt an der Fähigkeit des IMD, 
freiwerdende Büroflächen auch zu verwerten (Verkauf, anderweitige Vermietung). 
Gelingt die Vermarktung nicht, so verwandeln sich die sinkenden Bürokosten in stei-
gende Betriebskostenzuschüsse für die IMD. Bislang hat die IMD Verluste erwirtschaf-
tet, die man aber der Aufbauphase zuschreibt. Das IMD soll sich in Zukunft aus „ech-
ten“ Mietzahlungen finanzieren und nicht über Zuschüsse der Stadt für die Aufgaben-
erfüllung. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die zunehmende Zahl der Auslagerungen steigen-
de Anforderungen an die Steuerungsaktivitäten der Kernverwaltung nach sich zieht. 
Konflikte zwischen den Eigengesellschaften und Eigenbetrieben auf der einen Seite 
und der Kernverwaltung auf der anderen Seite werden zunehmen.  

Sofern Eigengesellschaften oder Eigenbetriebe nicht kostendeckend arbeiten, erhal-
ten sie Verlustausgleiche oder Betriebskostenzuschüsse. Hierzu zählen auch die 
Zuschüsse an die Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft. Damit erklärt sich 
der hohe Anteil der Betriebskostenzuschüsse von 25%. Ähnliches gilt für die Durchlei-
tung von Zuweisungen: Hier ist insbesondere auf die Schulpauschale hinzuweisen, 
die zu 80% an die IMD weitergeleitet wird. 

4. Fazit  
Die Duisburger Finanzen haben seit dem Auslaufen des Einigungsbooms eine dra-

matische Entwicklung genommen, die nunmehr in der Überschuldung gipfelt. Dabei 
zeigt sich ein Zusammenhang zwischen dem Haushaltsstatus einer Stadt und ihrem 
sozioökonomischen Typ. Duisburg befindet sich wie die meisten alt-industrielle Städte 
in einer Haushaltsnotlage, die durch ein nicht genehmigtes Haushaltssicherungskon-
zept sowie eine drohende oder bereits eingetretene Überschuldung gekennzeichnet 
ist. Gleichwohl gibt es auch altindustriell geprägte Städte, die sich in einer wesentlich 
günstigeren Handlungssituation als Duisburg befinden. Dies gilt für Bielefeld, Krefeld 
und Hamm, die ihre Haushalte durch den Rückgriff auf die Ausgleichsrücklage aus-
gleichen konnten.  

Die schwierigen sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Stadt schlagen sich 
in einer ausgeprägten Steuerschwäche nieder. Das Steueraufkommen je Einwohner 
beläuft sich im Durchschnitt der Jahre auf etwa drei Viertel des Durchschnitts der 
kreisfreien Städte. Diese wird allerdings weitgehend durch den Finanzausgleich kom-
pensiert. Duisburg erreicht hat 95% der Finanzkraft der kreisfreien Städte. Die primäre 
Ursache für die dramatische Finanzsituation ist deshalb auf der Ausgabenseite zu 
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suchen, insbesondere in der besonderen Dynamik der Sozialleistungen. Die Leistun-
gen der Sozial- und Jugendhilfe je Einwohner stiegen von 1990 bis 2004 um 4,4% p.a. 
Die kreisfreien Städte Nordrhein-Westfalens verzeichneten dagegen – gemessen am 
Median - nur einen Anstieg von 2,8%, die der Städte in Haushaltsnotlagen sogar nur 
von 2,6%. Trotz der hohen Arbeitslosigkeit dürfte die Jugendhilfe ein wesentlicher 
Grund für die hohe Belastung der Stadt Duisburg mit Sozialleistungen sein. Ein Ver-
gleich mit den anderen kreisfreien Städten zeigt, dass Duisburg 2003 mit 337,3 Fällen 
auf 10000 Einwohner unter 21 Jahren die höchste Belastung zu tragen hatte. 

Das Haushaltssicherungskonzept der Stadt Duisburg stützt sich einnahmeseitig auf 
eine Anhebung von Entgelten sowie der Hunde- und der Vergnügungsteuer. Dabei 
zeigt sich, dass die Entgelte zum Teil nicht rechtzeitig der Kostenentwicklung ange-
passt wurden. Es bleibt auch unklar, wie belastbar die erwarteten Mehreinnahmen 
sind. Am Beispiel des Theaters wird deutlich, dass einfache Erhöhungen der Eintritts-
gelder keine angemessene Antwort auf die Probleme sein können. Zu bedenken ist 
eine Erweiterung des Kreises der Vergnügungssteuerpflichtigen. Anhebungen der 
Gewerbe- und der Grundsteuer sind vor dem Hintergrund, dass Duisburg ohnehin im 
Verbund mit den anderen Gemeinden in Haushaltsnotlagen die höchsten Hebesätze 
erhebt, nicht empfehlenswert.  

Vermögenserlöse sollten ausschließlich zur Tilgung von Schulden und nicht zum 
Stopfen von Haushaltslöchern genutzt werden. Ein Verkauf von Beteiligungen lohnt 
sich deshalb nur, wenn die damit verbundenen Zinsersparnisse größer sind als die 
entgangenen Erträge. Die Duisburger Verwaltung hat dies für die RWE-Aktien sowie 
für ihre Geschäftsanteile am Klinikum, die GMVA GmbH und den Stadtwerken geprüft. 
Danach lohnt alleine ein Verkauf von 2% der Geschäftsanteile am Klinikum. Es sollte 
allerdings geprüft werden, ob nicht die Geschäftsanteile am Klinikum bis auf die 
Sperrminorität abgeschmolzen werden können. Die RWE-Aktien sollten verkauft 
werden, sobald ein angemessener Preis erzielt werden kann. Vor dem Hintergrund 
eines verschärften Wettbewerbs der Verbrennungsanlagen um Müll sollten die Erwar-
tungen an die Ausschüttungen der GMVA GmbH nochmals überprüft werden. Ein 
Verkauf der Gebag wurde dagegen seitens der Stadtverwaltung nicht geprüft, obwohl 
die Gebag relativ ertragsschwach ist. Selbst die eingeforderte höhere Dividende lässt 
ein Halten des Wohnungsunternehmens bei einem unterstellten Kassenkreditzins von 
2,15% als wenig attraktiv erscheinen. Ein Verkauf würde hier einen höheren Konsoli-
dierungsbeitrag für den Haushalt erwarten. Ein Festhalten an der Gebag lässt sich 
allenfalls wohnungs- und städtebaupolitisch begründen. 

Das Haushaltssicherungskonzept stützt sich ausgabeseitig auf die Kürzung freiwilli-
ger Leistungen, was unmittelbar den Kultur- und Sportetat betrifft, die Kürzung von 
Aufwendungen durch Leistungsanpassungen an die demographische Entwicklung 
(insbesondere Schulschließungen), die Kürzung von Personalaufwendungen sowie 
die Auslagerung kommunaler Aufgabenerfüllung.  

Die Kürzung freiwilliger Leistungen trifft zwangsläufig in besonderem Maße die Kul-
tur und den Sport. Kritisch zu sehen sind die Kürzungen des Kulturangebots für Kinder 
sowie die Streichung von Bildungsangeboten, insbesondere dem zweiten Bildungs-
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weg. An einer Kürzung der Sportförderung wird kein Weg vorbeiführen. Dabei sollte 
man in erster Linie an die Förderung des Leistungs- und Spitzensports denken, die 
kaum eine Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung darstellt. 

Die Anpassung an die demographische Entwicklung erfolgt in erster Linie mit Blick 
auf sinkende Schülerzahlen. Sind die bereits beschlossenen und angedachten Schul-
schließungen zum Teil auch umstritten, so führt letztendlich kein Weg an der Aufgabe 
von Schulstandorten vorbei. Das Haushaltssicherungskonzept benennt zwar die 
möglichen Einsparungen, nicht aber den Aufwand, der erforderlich sein wird, um die 
Schulgebäude einer neuen Nutzung zuzuführen. Der notwendige Umbau der Infra-
struktur mit Blick auf die veränderte Nachfrage einer alternden Bevölkerung schlägt 
sich dagegen nicht in den Betrachtungen des Haushaltssicherungskonzeptes nieder. 

Personalabbau soll vor allem über die altersbedingte Fluktuation erfolgen. Außer-
dem soll ein Personaleinsatzmanagement eingeführt werden, um einen Ausgleich 
zwischen Bereichen mit Personalüberhang und Bereichen mit unbesetzten Stellen 
herbeizuführen. Dieses Instrument kann indes nur sinnvoll genutzt werden, wenn ein 
vertrauensvolles Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern besteht. Es 
wäre auch zu prüfen, ob man dieses Instrument nicht im Rahmen einer interkommu-
nalen Kooperation nutzen sollte. 

Abschließend ist festzustellen, dass das Haushaltssicherungskonzept der Stadt 
Duisburg sich bemüht, den gesetzlichen Vorgaben gerecht zu werden: freiwillige 
Leistungen werden durch die Bank gekürzt, spezielle Entgelte erhöht, bestehende 
Spielräume für Steuererhöhungen weitgehend genutzt. Die Veräußerung von Ge-
schäftsanteilen wird zumindest geprüft. Kritisch anzumerken ist allerdings, dass ein 
erheblicher Teil der veranschlagten Haushaltsverbesserungen auf politischen Forde-
rungen gegenüber dem Bund und dem Land beruhen, nicht jedoch auf eigenen Kon-
solidierungsbeiträgen. Das Haushaltssicherungskonzept ist zudem weitgehend von 
fiskalischen Überlegungen geprägt – möglicherweise ein Ergebnis des Zeitdrucks. 
Man sollte gleichwohl mehr Aufmerksamkeit der Frage widmen, wie man die Aufwen-
dungen mit Blick auf ihre Nachhaltigkeit und Wachstumswirksamkeit neu strukturieren 
und dafür auch die erforderlichen Mittel mobilisieren kann. 

  



 Haushalt Duisburg  

39|39 

Literaturverzeichnis 

Deutscher Bühnenverein und Bundesverband der Theater und Orchester (Hrsg.) 
(2008), Theaterstatistik 2006/2007. Deutschland Österreich Schweiz. Heft 42. 
Köln  

Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2002), Städtetypen in Nordrhein-Westfalen. 
Gutachten im Auftrag der Enquetekommission „Die Zukunft der Städte in 
Nordrhein-Westfalen“. Zusatzanalyse: Gesamtklassifikation auf Basis der entwi-
ckelten Indizes. Berlin. 

DuisburgSport (Hrsg.) (2008), Sportbericht 2008 der Stadt Duisburg. Duisburg. 

Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2010a), Tabellenübersicht 
Haushaltsstatus der nordrhein-westfälischen Kommunen zum 31.12.2009. Düs-
seldorf 

Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2010b), Tabellarische 
Übersicht zu den Schlüsselüberweisungen ab 2004. Düsseldorf 

Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2009), Maßnahmen und 
Verfahren zur Haushaltssicherung. 06. März 2009. Düsseldorf 

Internetagentur K. Rosenlöcher, Hundesteuerdatenbank. Abfrage vom 26. Februar 
2010. 

IT.NRW Statistik, Abrufe und Sonderauswertungen Landesdatenbank. 

Krüger Automaten, Vergnügungssteuer-Datenbank. Abfrage vom 28. Februar 2010. 

Landschaftsverband Rheinland und Landschaftsverband Westfalen-Lippe u.a. (Hrsg.), 
HzE Bericht 200. Datenbasis 200. Köln und Münster 

Loeffelholz, H.D. von u. H. Rappen (2002), Bevölkerungsentwicklung und Kommunal-
finanzen im Ruhrgebiet. Projekt Ruhr. Essen. 

Lohse, M. u. A. Pfnür (2008), EWOWI zwanzig zehn – Erfolgspotenziale der Woh-
nungswirtschaft 2010. Arbeitspapiere zur immobilienwirtschaftlichen Forschung 
und Praxis Band Nr. 12. Technische Universität Darmstadt: September 2008. 

Stadt Duisburg (Hrsg.) (2010a), Haushaltsplanentwurf 2010. Duisburg. 

Stadt Duisburg (Hrsg.) (2010b), Haushaltssicherungskonzept 2010 der Stadt Duis-
burg. Duisburg. 

Stadt Duisburg (Hrsg.) (2009a), Beteiligungsbericht 2008 der Stadt Duisburg. –
 Berichtsjahr -2008. 15. Bericht. Erstellt auf der Grundlage der Prüfungs- und Ge-
schäftsberichte 2008. Duisburg. 

Stadt Duisburg (Hrsg.) (2009b), Wohnbericht 2009. Duisburg. 

Top Tarif Internet GmbH (Hrsg.) (2009), 13. August 2009 – E.ON: Thüga-Verkauf 
schafft fünfte Kraft auf dem Energiemarkt. Berlin. 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


